
Bundeseozialgericht

8 RV 605/63

Verkündet: ‚'
17„ Dewember 1965
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Klägerin und Revisionsbeklegte9

hat der 8„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 17° Dezember 1965 durch

Senatspräsident ' S t e n e l

Bundesrichter
‘

Dr° N n u s und

Bundesrichter ' P e t

Bundessozialrichter Dr° R
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Bundessozialrichterin Dr° K

für Recht erkannt:
»

{

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Baden—Württemberg vom 100 Mai

1963 aufgehoben; die Berufung der Klägerin gegen das

Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 209 Juni_1962

wird zur"ckgewieseno

. \ ‘ >

Außergeriohtliche Koéten des Verfahrens sind nicht zu

erstatten° {
l
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Die Klägerin bezieht nach ihrem seit Februar 1945 ver-
schollenen Ehemann Witwengrundrente nach dem Bundesversorw

gungsgesetz (BVG) und Witwenrente aus der InValidenver—
sicherung; Sie bezog außerdem Witwenausgleichsrente auf

Grund des BVG, zuletzt in Höhe von monatlich 5o——DM° Im
Februar 1961 ermittelte das Versorgungsamt9 daß sich die
Witwenrente aus der 13Veliäenversieberung durch das Zweite

Rentenanpassungsgesetz erhöht hatte, stellte daraufhin in

dem Bescheid vom 17° Februar 1961 fest, daß seit dem 1°

Juni 1960 keine Ausgleichsrente mehr zugestanden habe,
und errechnete eine Überzahlung in Höhe von insgesamt
500—— DM, die es zurückverlangte° Der Widerspruch blieb

erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 25° Juli 1963)5 weil

5 60 a Abs. 2 BVG hier nicht anwendbar sei°

Die Klage hat das Sozialgericht (SG) durch Urteil vom 20p

Juni 1962 abgewiesen und die Berufung zugelassen° Auf die
Berufung der Klägerin hat das Landessozialgericht (LSG)

dureh Urteil vom 10() Mai 1963 das Urteil des SG und die
Verwaltungshescheide insoweit aufgehoben9 als der Beklagte

von der Klägerin einen Betrag von 500—— DM zurückfordert;

es hat die Revision zugelasseno In den Gründen ist ausge—
führt: Die Besonderheit des vorliegenden Rechtsstreits be—

stehe darin, daß die Rentenerhöhung auf Grund des 5 6 des

Zweiten Rentenanpassungsgesetzes vom 210 Dezember 1959

erst ab 10 Juni 1960 auf die Witwen—Ausgleichsrente nach
dem BVG anzurechnen gewesen und daß dieser Zeitpunkt mit

dem Inkrafttreten des Ersten Neuordnungsgesetzes (1° NOG}

zuSammengefallen sei° @ 60 & BVG sei in der Neufassung

des 1„ NOGmaßgebend; der letzte Satz des 5 60 & Abs° ?
sei hier nicht anzuwenden, denn er betreffe lediglich die

Berechnung der Ausgleichsrente bei einer Einkommenserhöhune

..»
-1

während des Feststellungszeitraums, während hier das Eine

kommen sich bereits vor dem Feststellungszeitraum erhöht

„3_
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habe; demgemäß sei nach @ 60 & Abs° 2 BVG eine Überzah—

lung von weniger als 60„—— DM in Ausgabe zu belassen°

Der Beklagte hat Revision eingelegt und beantragt‚

das Urteil aufzuheben und die Berufung der

Klägerin gegen das Urteil des SG Reutlingen

vom 200 Juni 1962 als unbegründet zurückzu«: ran;
weisen„

Er rügt mit näherer Begründung eine Verletzung des 5 60 a

“BVGO Seiner Ansicht nach konnte im vorliegenden Falle ein

Feststellungszeitraum für die Berechnung der Ausgleichs—

rente gar nicht erst entstehen, weil sich das Einkommen

am 1° Juni 1960, dem hier maßgebenden Zeitpunkt für die
Anwendung des 10 N03, bereits erhöht habe°

Die Klägerin beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

Sie hält die$angefochtene Entscheidung für zutreffend°

Der Beklagte hat die durch Zulassung statthafte Revision

{@ 162 Abs„ 1 Nr„ 1 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)

form— und fristgerecht eingelegt und begründet° Das

Rechtsmittel ist also zulässiga Es mußte auch Erfolg
.Q‘habcno

In der gléichgelagerten Streitsache Land Baden—Württemberg

gegen K.rx■■;; —8/11 RV 836/65 —hat der Senat im Urteil
vom 28“ Oktober 1965 folgendes ausgeführt;

@ 60 & BVG idF des 10 NOG vom 270 Juni 1960
(BGBl I 453) ist am 10 Juni 1960 in Kraft ge—
tr0ten„ Diese Vorschrift ist für den angefoch—
tenen.Neufeststellungsbescheid vom 17° Februar
1961 maßgebend° Denn dieser betraf den Zeit—
raum vom 1° Juni 1960 bis zum 310 März 1961o
Da die Ausgleichsrente in Höhe von monatlich
50——DL anssich nicht vorläufig festgesetzt
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werden ist, ist der Revision zuzugeben, daß
9 60 a Abs° 1 BVG nicht unmittelbar angewen»
det werden kenne Für die Übergangszeit, welche
mit dem 10 Juni 1960 beginnt, kann sonach frage
lich sein, ob die bisher festgestellte Rente
einer i.So des 5 60 a BVG vorläufig zu zahlen-
den Rente gleichgestellt werden darf° Das BSG
hat hierzu mit Urteil vom 13° April 1961 (BSG
14, 148) ausgesprochen: Eine nach altem Recht

' festgestellte Ausgleichsrente, die von der Ver-
sorgungsbehörde mit Wirkung vom 1° Juni 1960
als "endgültige Ausgleichsrente" festgestellt
wird, ist unter entSprechender Anwendung des
@ 60 a Abs° 2 BVG wie eine "vorläufig gezahlte
Ausgleichsrente" abzurechnen° Diese Entschei—
dung greift vorliegend jedoch nicht Platz° Denn
der Gesetzgeber hat von der in @ 60 a BVG grund—
sätzlich getroffenen Regelung in @ 60 a Abs° 1
letzter Satz BVG eine Ausnahme für den Fall
vorgesehen, daß eine Einkommenserhöhung die
Zahlung von Ausgleichsrente für mindestens
drei zusammenhängende Monate ausschließto In
diesem besonderen Fall endet der Feststellungs—
zeitraum mit dem der Einkommenserhöhung vor—
hergehenden Monat (5 60 a Abs° 1 letzter Satz
BVG idF des 1„ NOG)° Die Klägerin hatte vom
1° Juni 1960 an wegen der Höhe ihres Einkommens
durch die Witwenrente aus der Invalidenversiche—
rung ihres verschollenen Ehemannes keinen Ana
spruch auf Ausgleichsrente mehr° Damit war vom
10 Juni 1960 an die Bildung eines Feststellunge—
zeitraums für die Zeit nach dem 31° Mai 1960 aus—
geschlossen° Die von diesem Zeitpunkt an gezahlte
Ausgleichsrente konnte daher nicht mehr als vorw
läufig gezahlte Rente angesehen und als solche
endgültig abgerechnet werden° Vielmehr war die
bisher gezahlte Rente in eine endgültig fest—
gestellte Rente umgewandelt wordena Somit ent—
fällt die für den Regelfall in 5 60 a BVG einw
geführte Vergünstigung° Die Einkommenserhöhung
ist daher vom 10 Juni 1960 an nach % 60 a Abs°1
letzter Satz BVG und damit nach 5 62 Abs„ 3
Satz 1 BVG zu behandeln° Bei dieser Sache und
Rechtslage hat die Klägerin den Betrag zurück—
zu2ahlen, der durch die Einkommenserhöhung und
den dadurch bedingten Wegfall der Ausgleichs—
rente vom 1° Juni 1960 ihr zu Unrecht zuge—
kommen ist (ebenso Urteile des BSG vom 6° Oktoe
ber 1964 — 10 RV 1059/62 — und vom 180 Februar
1965 — 10 RV 299/62 -)° ,
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Diese Ausführungen macht sich der Senat auch für den

vorliegenden Fall zu eigen; ihnen ist nichts hinzuzu—

fügen°

Das LSG hat mithin @ 60 & Abs° 1 Satz 7 BVG idF des 10

NOG nicht beachtet„ Die Revision ist daher begründete

Wenn auch das SG sich mit dem Rechtsproblem dieses

Streitfalles, nämlich der Anwendbarkeit des 5 60 a

Abs° 1 letzter Satz und Abs° 2 BVG nicht auseinander—

gesetzt hat, so ist sein Urteil im Ergebnis doch zu—

treffend„ Die unangegriffenen Feststellungen des LSG

reichen hier aus, um in der Sache selbst entséh0iden®eä

zu können°

Die Überzahlung von 500——DM (5„—— DM monatlich vom 1°

Juni 1960 bis zum 310 März 1961) ist auf eine Erhöhung
der Witwenrente der Klägerin aus der InValidenversiche—

rung ihres verschollenen Ehemannes zurückzuführeno Sie

hat angezeigt, daß sich vom 1° Januar 1960 an ihre Witwen—

rente auf 146;DM erhöht habe() Diese Einkommenserhöhung
hat die Ausgleichsrente kraft Gesetzes zum Wegfall ge—

bracht (5 60 & Abs° 1 letzter Satz BVG idF des 10 NOG)°

Der Klägerin war mit Bescheid vom 50 Juli 1957 mitge—
teilt worden, daß sie verpflichtet sei, dem Versorgungs—

amt jede Änderung der Einkommensverhältnisse unverzüg—

lich schriftlich oder mddnlich anzuzeigen° Auf die Auf—

forderung vom 12. Januar 1961 ist die Klägerin dieser

Verpflichtung nachgekommeno Sie mußte daher wissen9 daß

ihr die gezahlten Bezüge an Ausgleichsrente nicht oder

nicht in der bisherigen Höhe zustandena Da die Ein-

kommenserhöhung höher ist als die durch sie weggefallene

Ausgleichsrente von monatlich 5„—— DM, ist die Erstattung

durch Einbehaltung von Teilen der Versorgungsbezüge auch
wirtschaftlich vertretbar (@ 47 Abs° 2 des Verwaltungs—
verfahrensgesetzes)o ‘
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Mithin hat das SG im Ergebnis zu Recht die Klage gegen

die Verweltungsbescheide abgewieseno

Die Kontenfolge ergibt sich aus @ 195 Abs° 1 SGGO_
1

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

